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VERSCHIEDENES

Was tun gegen

ARTHROSE?

Bischof
Dr. Stephan
Ackermann

»Stiftungen
haben in der
Kirche eine
lange Tradi-
tion. Mit

ihnen gehen die Stifter
nicht nur tiefer in das
Gedächtnis der Kirche
ein. Sie eröffnen künfti-
gen Generationen auch
Lebenschancen. Helfen
Sie mit!«

Kochstraße 2, 54290 Trier
Tel. 0651-145 195 7-0   
stiftungszentrum@bistum-trier.de
www.bischof-stein-stiftung.de 
Konto 301 8001 011, Pax Bank
BLZ 370 601 93

W E RT E  B E WA H R E N
B I L D U N G  F Ö R D E R N
G L A U B E N  W E I T E R G E B E N

WÜRDE...

Mit einer Spende für eines 
der 2.500  Adveniat-Projekte 
in Lateinamerika und der 
Karibik schenken Sie den 
Menschen Würde.

Bei den Kundgebungen forderten
mehrere Redner den beschleunig-
ten Ausbau von Wind- und Solar-
kraftwerken. Kritisiert wurden
Pläne der Bundesregierung, die
Förderung der Photovoltaik und
der Windkraft an Land zu begren-
zen. 

Hubert Weiger, Vorsitzender
des Bund für Umwelt und Natur-
schutz Deutschland (BUND), sag-
te in seiner Rede in Wiesbaden:
„Wir fordern die Ministerpräsi-
denten der Länder auf, jeden Ver-
such der Bundesregierung, den
Ausbau erneuerbarer Energien
einzuschränken, klar und deut-
lich zurückzuweisen. Wenn die
Politik den Willen einer Mehrheit
der Bundesbürger umsetzen will,
dann muss sie ein Abwürgen der
Energiewende auf jeden Fall ver-
hindern. Das ist unsere Gesell-
schaft folgenden Generationen
und dem Schutz von Umwelt und
Klima schuldig.“ 

Jochen Stay von der Anti-Atom-
Organisation „ausgestrahlt“ sagte
bei der Demonstration in Hanno-
ver, an der nach Veranstalteran-
geben 8000 Menschen teilnah-
men: „Wir wollen nicht erst 2022
raus aus der Atomkraft, sondern
jetzt. Wir wollen keine neuen
Braunkohletagebaue, sondern
ein Kohleausstiegsgesetz. Wir
wollen kein Fracking, sondern
den zügigen weiteren Ausbau

von Wind- und Solarenergie.
Und wer behauptet, die Energie-
wende sei zu teuer, der will doch
nur weiter seinen Reibach mit
schmutzigen Kraftwerken ma-
chen und verschweigt gleichzei-
tig die Kosten von Klimakata-
strophe und Atommüll-Desas-
ter.“

Das Aus für alle Atomkraftwer-
ke und ein Ende der Atommüll-
produktion forderten auch in Kiel
5000 und in Freiburg rund 1000
Demonstrationsteilnehmer. 

Planungen gefährden alte
und neue EEG-Anlagen
Vor 5000 Demonstranten in

Düsseldorf beziehunsgweise 2000
Kundgebungsteilnehmern in
Potsdam riefen Redner und Red-
nerinnen die jeweiligen Landesre-
gierungen auf, aus der Kohleför-
derung auszusteigen. Sie schade
den Menschen vor Ort, verhinde-
re mehr Klimaschutz und den
Umstieg auf erneuerbare Ener-
gien. 

In München forderten 5000
Protestierende von Ministerpräsi-
dent Horst Seehofer, den schnel-
len Ausbau erneuerbarer Energien
nicht weiter zu behindern. 

In Mainz und Wiesbaden for-
derten demnach insgesamt 4000
Demonstranten von ihren Lan-
desregierungen, sich auf Landes-

und Bundesebene dafür einzuset-
zen, dass bestehende und geplan-
te Erneuerbare-Energien-Anlagen
nicht durch falsche politische
Entscheidungen gefährdet wer-
den. 

Die Demonstrationen in den
sieben Landeshauptstädten wur-
den organisiert von der Anti-
Atom-Organisation „ausgestrahlt“,
dem BUND, dem Kampagnen-
Netzwerk „campact“, den „Natur-
Freunden Deutschlands“ und zahl-
reichen regionalen Trägern.

Auch der Katholikenrat im Bis-
tum Trier hat sich in seiner Voll-
versammlung am 22. März er-
neut mit dem Thema Energie-
wende befasst und die Befürch-

tungen des neu gegründeten
Bündnisses Bürgerenergie aufge-
griffen. Der Katholikenrat appel-
lierte an die Bundesregierung,
„die vom Bündnis Bürgerenergie
geäußerte Kritik an der Novellie-
rung des EEG ernst zu nehmen,
die Vorschläge des Bündnisses
sorgfältig zu prüfen und die bis-
her vorgelegte Novelle des EEG
entsprechend zu korrigieren“
(vgl. Artikel unten auf dieser Sei-
te). 

Der Ratsvorsitzende Manfred
Thesing kritisierte, dass derzeit
fast nur noch über die Kosten der
Energiewende geredet werde und
dabei ihre dringende Notwendig-
kiet aus dem Blick gerate. red/bs

Info
Mehr Informationen gibt es unter
www.energiewende-demo.de so-
wie beim 
3 BUND, Thorben Becker, Leiter
Energiepolitik, Telefon (0 30) 2 75
86-421 oder (01 73) 6 07 16 03, E-
Mail thorben.becker@bund.net,
Rüdiger Rosenthal, Pressesprecher,
Telefon (0 30) 2 75 86-425/-489
oder (01 71) 8 31 10 51, presse@
bund.net. Ansprechpartner Mainz
und Wiesbaden: Michael Ullrich,
Telefon (0 61 31) 6 27 06-0, E-Mail
Michael.Ullrich@bund-rlp.de.
3 Katholikenrat, Geschäftsstelle,
Telefon (0651)7105-435, E-Mail
katholikenrat@bistum-trier.de

Für mehr statt weniger Energiewende
In sieben Landeshauptstädten Deutschlands haben am
22. März rund 30 000 Menschen gegen ein Ausbrem-
sen der Energiewende demonstriert. Der Katholikenrat
im Bistum Trier forderte Bundeswirtschaftsminister Ga-
briel auf, seine Reformvorschläge im Hinblick auf Nach-
teile zu überprüfen, die besonders auch Bürgerenergie-
genossenschaften fürchten.

So wie hier in Hannover gingen in sieben deutschen Landeshauptstädten Menschen auf die Straße, um gegen eine falsche
„Neuausrichtung“ der Energiewende zu demonstrieren. Foto: Imago

Bundeswirtschaftsminister
Gabriel bekommt für sei-
ne Pläne zur Reform des
Erneuerbare Energien Ge-
setzes (EEG) Druck von al-
len Seiten. Bürgerenergie-
genossenschaften fürch-
ten um ihre Existenz, und
Industrieunternehmen se-
hen ihre Wettbewerbsfäh-
higkeit bedroht. Auch in
Rheinland-Pfalz.

Von Bruno Sonnen

Jede vierte Photovoltaik-Genos-
senschaft im Südwesten verkauft
ihren Strom inzwischen selbst.
Das ist das Ergebnis einer aktuel-
len Umfrage des Baden-Württem-
bergischen Genossenschaftsver-
bands (BWGV). Das ist von Vorteil
für viele: Der günstige Sonnen-
strom wird direkt von den Nut-
zern der Gebäude, auf denen sich
die Anlagen befinden, verbraucht
und nicht mehr ins öffentliche
Netz eingespeist, die Verbraucher
haben deutlich geringere Strom-
kosten und bremsen auch den all-
gemeinen Anstieg des Stromprei-
ses. „Dadurch profitieren auch
Menschen von der Energiewende,
die sich keine eigene Anlage leis-
ten können“, erklärt BWGV-Präsi-
dent Dr. Roman Glaser.

Zusammen mit vielen anderen
Genossenschaftlern fürchtet Gla-
ser nun aber, dass die von Bundes-
wirtschaftsminister Sigmar Ga-
briel geplante Reform des EEG-Ge-
setzes dieses „Erfolgsmodell“
stoppt. Die Bundesregierung pla-
ne, die lokale Vermarktung des
Stroms stärker zu belasten. Ge-

meinschaftsunternehmen sollten
künftig für ihren vor Ort selbst er-
zeugten Strom auch noch die vol-
ler EEG-Umlage zahlen, von der
sie bisher weitgehend befreit wa-
ren.

Die Preise sprechen noch
nicht die Wahrheit
Auch der CSU-Energieexperte

Josef Göppel sieht die Entwick-
lung kritisch. Die Direktvermark-
tung wirke so, „wie wenn ein Bio-
bauer seine Waren vermischt mit
den Produkten anderer Hersteller
in der selben Kiste verkaufen
muss“, sagt Göppel. Die Absicht
Gabriels, das so genannte Markt-
prämienmodell, also die Direkt-
vermarktung des Stroms an der
Leipziger Strombörse, schrittwei-
se für alle Anlagen ab 100 Kilo-
watt einzuführen, sei eigentlich
paradox“, sagt Gerhard Dehen von
der Volksbank Trier, die sich bei

der Trierer Energiegenossenschaft
Treneg EG engagiert. „Unsere Mit-
glieder sollen unseren Strom
nicht selbst nutzen können, aber
eine Direktvermarktung wird vor-
geschrieben. Hier stellt sich die
Frage, für wen denn Strom erzeugt
werden soll.“ 

Die Pläne Gabriels seien „völlig
ungeeignet, einen echten Wettbe-
werb auf dem Energiemarkt zu er-
zeugen“, erklärt Dehen. „Dafür
müssten sich die Kosten aller
Energieträger im Preis widerspie-
geln. Solange aber die Kosten der
Energiewende nur auf der Strom-
rechnung zu finden seien, die Kos-
ten für Atom- und Kohlestrom je-
doch zu einem großen Teil steuer-
finanziert beziehungsweise auf
kommende Generationen über-
tragen würden, „verschwenden
wir weiter knappe Ressourcen
und schaffen nur einen Schein-
wettbewerb zu Gunsten der Groß-
konzerne.“ Das sieht auch sein

Mitstreiter bei der Volksbank Bit-
burg, Mario Brüders, so, der sich
bei der Genossenschaft Südeifel
Strom engagiert. „Aus meiner
Sicht haben hier die großen Vier
in Berlin gute Lobbyarbeit geleis-
tet“, spielt Brüders auf die Rolle
der vier großen Stromversorger in
Deutschland, RWE, Vattenfall
EON und EnBW an. Mittlerweile
betrage der Anteil der Erneuerba-
ren Energien am Gesamtstrom-
haushalt Deutschlands 25 Pro-
zent, davon wiederum stammten
fast 50 Prozent aus Projekten in
Bürgerhand. „Den Stromriesen
schwimmen die Felle weg“, sagt
Brüders, und Franz-Josef Louen
von der Neuwieder Bürgerenergie-
genossenschaft „wawiso“ beschei-
nigt den „vier Giganten, ihr Versa-
gen“ lasse sie nach weiteren Sub-
ventionen rufen, um ihre „über-
lebten Geschäftsmodelle“ zu ret-
ten. „So versuchen sie, Verbrau-
cher und Kunden weiter als Gei-
seln zu nehmen und der Politik
Chimären aufzutischen.“

Bündnis Bürgerenergie 
appelliert an Länderchefs
Auch Verena Ruppert, Ge-

schäftsführerin des rheinland-
pfälzischen Landesnetzwerks Bür-
gerenergiegenossenschaften (La-
NEG) sieht die Pläne Gabriels sehr
kritisch. „Der Gesetzentwurf
scheint insgesamt eher ein Aus-
bremsen der Energiewende bewir-
ken zu wollen als eine Fortschrei-
bung oder gar Intensivierung“,
sagt sie. Ruppert engagiert sich
auch im neu gegründeten „Bünd-
nis Bürgerenergie“, das Sturm ge-
gen die Gabriel-Pläne läuft und
auch zu den Demonstrationen am
22. März mit aufgerufen hat (siehe
Artikel oben). Das Bündnis hat in
einem offen Brief an die Minister-

präsidenten der Länder unter der
Überschrift „EEG-Reform gefähr-
det Bürgerbeteiligung bei Energie-
wende“ eine Fülle von Bedenken
geäußert, wichtige Stichworte
sind dabei Direktversorgung und
Marktintegration vor Ort statt ver-
pflichtender Direktvermarktung,
keine weitere Belastung des Ei-
genverbrauchs und Vertrauens-
schutz für bestehende bezie-
hungsweise geplante Anlagen.

Interessant ist, dass die Kritik
an den Plänen der Bundesregie-
rung zur Eigenstromerzeugung
auch noch von einer ganz anderen
Seite kommt. In einer „Mainzer
Erklärung“ vom 20. März warnen
führende Vertreter zahlreicher
rheinland-pfälzischer Indus-
trieunternehmen gemeinsam mit
Wirtschaftsministerin Eveline
Lemke vor den geplanten Rege-
lungen zur Eigenstromerzeugung.
Viele Unternehmen hätten in den
letzten Jahren, „basierend auf dem
Vertrauensschutz, massive Inves-
titionen in Energieeffizienztech-
nologien getätigt“, die nicht nur
dem Klima, sondern auch der
Wettbewerbsfähigkeit der Unter-
nehmen und damit der Arbeits-
platzsicherheit der Beschäftigten
zugute kämen, heißt es in dem Pa-
pier. Damit die Unternehmen
auch in Zukunft mit ihren „hoch-
effizienten Kraft-Wärme-Koppe-
lungs-Anlagen und Erneuerbare-
Energien-Anlagen einen aktiven
Beitrag zum Klimaschutz leisten
können“, dürfe die Eigenstromer-
zeugung mit Hilfe dieser Anlagen
auch weiterhin „nicht in die EEG-
Umlage einbezogen“ werden. 

Die Liste der Unternehmen, die
den Appell unterschrieben haben,
reicht von der Bitburger Brau-
gruppe über Opel in Rüsselsheim
und BASF in Ludwigshafen bis zur
Schott AG in Mainz.

Gabriels Pläne: Kritik von Bürgern und Industrie

Bürgerenergie: Gerhard Dehen, Mario Bürders und Marc Steinert (von links) an
einer neuen Anlage in Neumagen-Dhron. Foto: Sandra Blass-Naisar


